Tätigkeitsbericht des Landesvorstandes 
der Linkspartei.PDS Brandenburg in der Zeit von Febr. 2005 bis Dez. 2006

1. Bilanz der politisch-strategischen Arbeit des Landesvorstandes


Weiterentwicklung landespolitischer Alternativen

Hauptschwerpunkt der Arbeit des Landesvorstandes war die Weiterentwicklung landespolitsicher Vorstellungen. Schon auf der ersten Klausur des Landesvorstandes diskutierten die Mitglieder ein Thesenpapier für ein Brandenburg der Regionen. Daraus entwickelten Mitglieder des LV in enger Zusammenarbeit mit der Landtagsfraktion einen Fahrplan zur Erstellung eines Leitbildes für das Land Brandenburg. Nachdem die Landesregierung ihr Leitbild ohne Beteiligung des Parlamentes oder der Bevölkerung vorgestellt hatte und sich auch weiterhin einer parlamentarischen Debatte dazu verweigerte, beschlossen LV und LTF gemeinsam ein alternatives Leitbild für das Land Brandenburg zu erarbeiten. Dazu hat die LTF im Sommer 2006 einen ersten Entwurf vorgelegt. Die 3. Tagung des 9. Landesparteitages hat dazu auf Vorschlag des Landesvorstandes beschlossen, eine öffentliche Debatte zu führen, an dessen Ende im kommenden Jahr der Beschluss eines Leitbildes für das Land Brandenburg stehen soll. 

Bundestagswahlen 2005
Das Jahr 2005 war auch für den Brandenburger Landesvorstand von der vorgezogenen Bundestagswahl geprägt. Trotz der Kurzfristigkeit ist es gelungen, mit der Brandenburger WASG gemeinsam den Wahlkampf vorzubereiten und durchzuführen. Dazu gehörte die Durchführung eines Sonderparteitages zur Umbenennung von PDS in Linkspartei.PDS und die Durchführung einer Vertreterversammlung zur Aufstellung der Landesliste für die Bundestagswahl. Hier ist es dank eines fairen und intensiven Dialogs gelungen, sowohl Parteilose als auch WASG- und AfW-Mitglieder für eine Kandidatur auf unserer Liste zu gewinnen.
Im Wahlkampf sammelten wir neue Erfahrungen nicht nur durch die Zusammenarbeit mit der WASG, sondern auch durch die neue Strategie, in ausgewählten Wahlkreisen einen Direktwahlkampf zu führen. Auch wenn es für die Direktmandate in den Wahlkreisen 59 und 63 nicht ganz gereicht hat, haben wir deutliche Stimmengewinne verbuchen können und wertvolle Kenntnisse sammeln können. Im Ergebnis der Bundestagswahl 2005 ist die Linkspartei.PDS Brandenburg erstmals mit fünf Abgeordneten im Parlament vertreten. (siehe auch Landeswahlkampfbüro)
Parteineubildungsprozess
Mit der Ankündigung der vorgezogenen Bundestagswahlen im Jahr 2005 setzte in der PDS auch der Prozess der Neugründung einer gesamtdeutschen linken Partei ein. In Brandenburg wurden sehr schnell intensive Gespräche mit der WASG im Land aufgenommen. Es entwickelte sich eine vertrauensvolle Zusammenarbeit. Ergebnis dieser engen Zusammenarbeit war nicht nur die Kandidatur von Steffen Hultsch (WASG) auf Listenplatz 6 der Landesliste zur Bundestagswahl, sondern auch die Einrichtung eines Koordinierungsbüros für die Zusammenarbeit in der Landesgeschäftstelle, die inhaltliche, organisatorische und personelle Unterstützung der WASG und die gemeinsame Planung und Durchführung von Projekten und Kampagnen (Wahlkampf, Mindestlohn, inhaltlich-programmatische Veranstaltungen,…). Zwischen beiden Landesvorständen wurde eine Kooperationsvereinbarung geschlossen. Beide Landesparteitage beschlossen wortgleich eine Vereinbarung zum weiteren Parteineubildungsprozess im Land. Im Ergebnis dieser Beschlüsse wurde eine Steuerungsgruppe mit Mitgliedern beider Parteien gegründet, die als Koordinierungsstelle fungiert. Aus dieser Gruppe heraus bildete sich im November 2006 eine Satzungsgruppe, die die Erarbeitung von Landessatzung und Finanzordnung des neuen Landesverbandes vorbereitet und begleitet.
Außerparlamentarische Aktivitäten

Bündnisarbeit

Der Landesvorstand hat außerparlamentarische Aktivitäten und Bürgerinitiativen in besonderer Weise unterstützt. Dazu zählten die Initiativen gegen das Bombodrom ebenso, wie Unterschriftensammlungen für den uneingeschränkten Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz oder die Direktwahl der Landräte. Der Landesvorstand beteiligte sich darüber hinaus an der bundesweiten Mindestlohn-Kampagne und an Demonstrationen und Aktionen gegen rechte Gewalt und Fremdenhass. Von landesweiter Bedeutung waren dabei vor allem die Gegendemonstrationen in Potsdam und Halbe. Während im November 2005 der Naziaufmarsch in Halbe durch zivilen Ungehorsam verhindert werden konnte, erfolgte im März 2006 nur eine kleinere Gegenaktion. Der Erfolg vom November dieses Jahres ist allen noch in Erinnerung. Allerdings wurde er durch einen großen organisatorischen Vorlauf und großen logistischen und finanziellen Aufwand erreicht. Hier sind alle Demokratinnen und Demokraten aufgefordert darüber nachzudenken, wie in Zukunft Halbe, und nicht nur Halbe, vor den Nazis geschützt werden kann. Es muss gelingen eine breite gesellschaftliche Bewegung gegen das menschenverachtende und geschichtsklitternde Treiben der Nazis zu organisieren.

Der Landesvorstand begleitete/unterstützte außerdem auch weiterhin Aktivitäten gegen die Hartz IV-Gesetzgebung und den Sozialbabbau im Land. Dazu haben wir uns auf Veranstaltungen  zum 1. Mai eingebracht, bei den Groß-Demonstrationen in Berlin beteiligt, weiter bestehende Montags-Demonstrationen unterstützt und Betroffene vor Ort beraten.

Internationale Arbeit

Die internationale Arbeit  in unserem Landesverband  war in der letzten Wahlperiode insbesondere durch die  Umsetzung der Beschlüsse des 9. Bundesparteitages zur Mitgliedschaft in der Europäischen Linkspartei gekennzeichnet.

Mit Genn. Christiane Reymann und Gen. Hans – Peter Schömmel  haben wir zwei erfahrende Mitglieder  in der EL-Kommission des Bundesvorstandes  delegiert. Durch die über viele Jahre engagierte Arbeit der Landes-AG Internationale Arbeit und der Tätigkeit vieler Aktivistinnen und Aktivisten in den Kreis- , und Stadtorganisationen konnte darauf aufbauend in recht kurzer Zeit eine aktive Arbeit in der Europäischen Linkspartei erreicht werden.

Ein sichtbares Zeichen dafür ist die im April unterzeichnete Rahmenvereinbarung -2 zur Zusammenarbeit mit regionalen linken Strukturen europäischer Parteien. Diese Arbeit im „Ständigen Forum der Europäischen Linken – der Regionen“ als vertraglich vereinbarte Organisationsform, an der sich insgesamt 25  verschiedene linke Parteistrukturen Verbände  und Organisationen wie „solid“ oder der Wirtschaftsverband „OWUS“ beteiligen, ist zu einem sich entwickelnden Netzwerk der EL angewachsen.

Höhepunkt der Internationalen Arbeit war die Austragung des Europacamps 2006 in Brandenburg.
Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften 
Im Berichtszeitraum haben wir unsere Kontakte zu den Einzelgewerkschaften und zum DGB Berlin-Brandenburg weiter ausgebaut. Vielfältige Kontakte gibt es zwischen den Fachpolitikern der Landtagsfraktion mit den Einzelgewerkschaften, insbesondere mit der GEW und mit der GdP.

Im Rahmen der Regierungsbildung im Herbst 2004 hatte der DGB ein Positionspapier „Ohne Arbeit ist alles nichts!!! – Arbeit, Leben und Bildung in Brandenburg“ herausgegeben und in diesem Papier Forderungen an Parlament und Landesregierung gestellt, die mit vielen unserer Wahlprogrammpunkte übereinstimmten. So  hatte der DGB seine Forderungen u. a. unter folgende Zielsetzungen gestellt: Brandenburg braucht eine Offensive für Arbeit  und Beschäftigung. Brandenburg braucht weiterhin eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Brandenburg muss die Chancen der EU-Osterweiterung aktiv nutzen. Brandenburg braucht eine Offensive für Lebenslanges Lernen. Brandenburg muss sich für eine Neuausrichtung der Finanzpolitik einsetzen. Brandenburg braucht eine Initiative zur Verbesserung der Gemeindefinanzen und Brandenburg muss ein Land des sozialen Ausgleichs bleiben. 

Auf seiner ersten Brandenburgkonferenz am 10.09.2005 zog der DGB eine erste Bilanz zur Erfüllung dieser Forderungen. An dieser Konferenz waren wir mit Ralf Christoffers, der im Podium zum Thema „Ohne Arbeit ist alles nichts!“ diskutierte, aktiv beteiligt.

Einen Anteil daran hatte Andreas Bernig, der sich als Mitglied des Bezirksvorstandes des DGB dafür einsetzte, diese Konferenz nicht intern zu veranstalten, sondern für die Politik zu öffnen. Andreas Bernig wurde im Februar 2006 erneut als Mitglied des DGB Bezirksvorstandes gewählt und sorgt in dieser Funktion für einen ständigen Informationsaustausch.

An der zweiten Brandenburg Konferenz am 16.10.2006 nahmen Thomas Nord und mehrere Landtagsabgeordnete teil.

Bedeutend für die weitere Zusammenarbeit ist, dass der DGB auf seinem Bundeskongress am 25. Mai 2006 mehrheitlich beschlossen hat für einen gesetzlichen Mindestlohn einzutreten. Der Einstieg  dafür soll bei 7,50 € liegen.

Eine enge Zusammenarbeit gab es bei der Vorbereitung und Durchführung von Gegenmaßnahmen und der Gestaltung des Tages der Demokraten gegen die Aufmärsche der Nazis in Halbe am 16.11.2005, am 11.03 2006 und am 18.11.2006. Weiteres gemeinsames Handeln gab es in der Gegenwehr gegen die EU-Dienstleistungsrichtlinie im Februar 2006 und der Organisation des Protestes gegen den Sozialabbau, wie z.B. der machtvollen Kundgebung des DGB am 21.10. 2006 in Berlin und 4 weiteren Städten der Bundesrepublik.

Auf den Kundgebungen zum 1. Mai war Andreas Bernig 2005 in Königs Wusterhausen und 2006 in Teltow der Hauptredner.

In Vorbereitung unseres Parteitages am 28.10.2006 gab es am 20.10.2006 ein Gespräch zwischen Thomas Nord und Dieter Scholz um die weitere Zusammenarbeit zu aktivieren. Neben der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus stand besonders die Diskussion zu unserem Leitbild im Mittelpunkt dieses Gesprächs. Es wurde vereinbart eine gemeinsame Sitzung des Landesvorstandes und des Bezirksvorstandes auf der Grundlage einer Synopse unseres Leitbildes, des Positionspapiers des DGB Perspektiven für Brandenburg und des Leitbildes der Landesregierung durchzuführen.

Darüber hinaus soll es zwei Fachkonferenzen zur Wirtschaftsförderung/ Wirtschaftspolitik mit den Industriegewerkschaften unter Einbeziehung des Diskussionspapiers der IG Metall vom Juli 2005 „Grundsätze und Vorschläge für ein ‚Zukunftsprogramm Ost’“, und zur Funktionalreform/Kreisgebietsreform mit den Öffentlichen-Dienst-Gewerkschaften geben.

Dieter Scholz verwies darauf, das im Flächenland Brandenburg besonders die Kontakte zu den 3 DGB-Regionen Mark Brandenburg (Sitz Potsdam), Ostbrandenburg (Sitz Frankfurt/Oder) und Südbrandenburg/Lausitz (Sitz Cottbus) ausgebaut werden sollten. Das sollte eine wichtige Aufgabe für die entsprechenden Kreisverbände der Partei in der nächsten Zeit sein.

2. Bilanz der Arbeit der Kommissionen


Landeswahlkampfbüro
Das Landeswahlkampfbüro nahm mit der Ankündigung der vorgezogenen Bundestagswahlen sofort seine Arbeit unter der Leitung von Thomas Nord auf. Es führte den Wahlkampf im Auftrag des Landesvorstands organisatorisch.
Uns kam zugute, dass wir schon seit Jahresbeginn (Beratung mit den Kreiswahlkampfleitern am 05.01.2005) an der Vorbereitung des Bundestagswahlkampfes arbeiteten. Leider hat die Zeit nicht ausgereicht um die Strukturen im Landesverband anzugleichen.

Das Landeswahlkampfbüro hat mit seiner Klausurtagung am 01.07.2005 die Phase der Konstituierung und der unmittelbaren Wahlvorbereitung beendet. Die weitere Arbeit wurde in vier Arbeitsetappen unterteilt:

1. bis zum 30. Juli: die Mobilisierung auf der Grundlage der Wahlstrategie, Darstellung der Chancen für eine neue gesamtdeutsche Linke und Beendigung der Aufstellung von Direktkandidatinnen und Wahl der Landesliste

2. bis zum 07. August:  Beendigung der Personalisierung des Wahlkampfes und Abschluss der organisatorischen Vorbereitung

3. bis Ende August: Beendigung der programmatischen Debatte

4. ab 01. September: Heiße Wahlkampfphase

Die sich aus diesen Arbeitsetappen ergebenden Aufgaben wurden für den Erststimmenwahlkampf- als auch für den Zweitstimmenwahlkampf personell untersetzt. Die politische und organisatorische Trennung des Erst- und Zweitstimmenwahlkampfes wurde Beschlusslage, für die Koordination übernahm der Landeswahlkampfleiter die Verantwortung.

In der Phase zwischen dem 01.07. und der VertreterInnenversammlung am 30. Juli 2005 sind vielfältige rechtliche Fragen im Zusammenhang mit der Erstellung von Wahlunterlagen, Aufstellung von DirektkandidatInnen und Erstellung der Landesliste zu klären gewesen. Große Unsicherheiten bestanden vor allem in der Umbenennung und deren Folgen, den veränderten Fristen und der Einhaltung der Homogenität der Landesliste. Die ursprüngliche Absicht eine aus den 10 DirektkandidatInnen bestehende Landesliste zu wählen konnte nicht realisiert werden. Ursachen waren die gewollte Kandidatur von Vertretern der WASG und anderen Bewerbern aber auch die Tatsache, dass es uns nicht gelungen ist eine ausreichende Anzahl von Frauen als DirektkandidatInnen zu gewinnen und so erstmals die Quotierung der Landesliste nicht gesichert gewesen wäre.

Eine intensive Zusammenarbeit mit dem Landeswahlbüro und dem Landeswahlleiter, Herrn Dr. Kirmße, sowie die rechtzeitige Vorbereitung der Unterlagen im Vorfeld der VertreterInnenversammlung ermöglichte die fristgemäße und fehlerlose Abgabe der Unterlagen der Landesliste. 

Die Wahlkampforganisation musste auf Grund des überraschenden Wahlkampfbeginns in vielen Fragen schnell und ohne tiefgründigen konzeptionellen und organisatorischen Vorlauf  entschieden werden. Grundlage für den Aufbau der Wahlkampforganisation waren die mit der Bundesebene abgestimmten Wahlziele: 25+X und zwei Direktmandate.

Daraus resultierten auf Landesebene drei Formen der konkreten Arbeit:

· Wahlbüro zur Organisation des Zweitstimmenwahlkampfes

· Direktwahlteam zur Organisation des Direktwahlkampfes im WK 59 und 63

· Beratungen mit den Kreiswahlkampfleitern

Das Wahlbüro rekrutierte sich im Wesentlichen aus den Verantwortlichen des Landesvorstandes, der Landesgeschäftstelle und ehrenamtlich arbeitenden Mitarbeitern der Landtagsfraktion R. Harcke und W. Thiel. Es hat alle seine Aufgaben erfüllt. Die Entscheidung das Landeswahlkampfbüro personell mit Mitgliedern zu besetzen, die dann auch mit der Umsetzung betraut sind, hat sich bewährt. Leider kamen im Zuge des Wahlkampfes der Bereich Gegnerbeobachtung aber auch inhaltlich-strategische Fragen zu kurz. Die ständige analytische Begleitung des Wahlkampfes durch die Kommission Strategie und Wahlen des PV und durch Renate Harcke und Steffen Twardowski auf Landesebene hat jedoch geholfen, aktuelle Entwicklungen im Blick zu behalten und in der regionalen Wahlkampfführung zu berücksichtigen. Bei den kommenden kompakten Wahlen 2008/9 muss über die Arbeitsteilung in diesem Bereich zwischen Bundes-, Landes- und Kommunaler Ebene rechtzeitig nachgedacht werden.

Das Direktwahlteam bestand aus den Mitarbeitern der Fraktion A. Nüßlein und K. P. Krüger, aus den beiden Wahlkreisverantwortlichen B. Sachse und St. Wende sowie den Mitarbeitern der Geschäftsstelle L. Hoffmann, L. Fröhlich, W. Sachse sowie B. Schulze als Honorarkraft. Dieses Team hat unter sich ständig verändernden Situationen, sowohl hinsichtlich der Zielstellungen als auch in Bezug auf die Beziehungen zu den PartnerInnen auf Bundes- als auch den Landesebenen gearbeitet und dies sehr effizient und erfolgreich. Die auf der Klausur in Treppeln erarbeitete Konzeption hat sich trotz wechselnder Bedingungen in vielen Fragen als belastbare Grundlage für die Wahlkampfführung erwiesen.

Die Funktion des Erststimmenwahlkampfs hat sich in Verlauf der Kampagne erheblich verändert. Ausgehend von der Überlegung, über die Direktmandate den Einzug der PDS in den Bundestag auch dann sicherzustellen, wenn die Partei unter 5% bleibt, wurde ein gemeinsamer Direktwahlkampf in Berlin und Brandenburg mit der Bundesebene vereinbart. Die Bundesebene, als auch die beiden Landesverbände räumten dieser Aufgabe sowohl einen strategischen Stellenwert als auch erhebliche finanzielle, materielle und personelle Mittel ein. Trotz dem sich durch die Linksparteibildung verändernden strategische Rahmen, hielten sowohl die Bundes- als auch die Länderebenen an dieser Konzeption bis zum Wahltag fest. Letztlich war dies vielleicht übervorsichtig. Dieses Vorgehen hat jedoch zu den sehr guten Ergebnissen in Berlin und Brandenburg mit beigetragen. Es gab in diesem Direktwahlkampf sehr gute Ideen, eine ausgezeichnete mediale Präsenz in Brandenburger aber auch Berliner Medien und hatte eine positive Ausstrahlung auf den gesamten Wahlkampf im Land. Das als Wahlkampfzentrale gedachte und entwickelte Wahlquartier für die Direktwahlkreise hat nicht die eigentliche Rolle gespielt, war aber als Logistik-Zentrum für die Wahlkampforganisation sehr sinnvoll.

Die im Direktwahlteam entwickelten und verwendeten Veranstaltungsformate waren sehr erfolgreich. Sowohl das Veranstaltungsformat „Lyrik, Jazz, Prosa“ als auch die „Kochveranstaltungen“ erfüllten mehr als nur die Erwartungen. Auch die Arbeit mit mehreren gestalteten Autos ist wieder verwendbar und hat ihr Ziel deutlich erfüllt.

Zu den Schlussfolgerungen der Unterteilung des Wahlkampfes in Zweit- und Erststimmenwahlkampf gehört erstens: Es macht Sinn in gezielt ausgesuchten Wahlkreisen einen herausgehobenen Erststimmenwahlkampf zu führen, sofern nachvollziehbar eine Chance auf den Gewinn des Direktmandates besteht. Zweitens: Die dort kämpfenden Kandidaten stellen medial das Spitzenpersonal der Landespartei dar. Eine Aufgabe, der sich D. Enkelmann und L. Bisky mit Bravour gestellt haben. Drittens: Das sollte die Partei bei der Listenaufstellung berücksichtigen und zugleich akzeptieren, dass in den anderen Wahlkreisen eben doch eher Zweitstimmenwahlkampf geführt werden sollte. Ein realer Erststimmenwahlkampf erfordert einen Aufwand und Mittel, die nur in ganz konzentrierter Form zur Verfügung gestellt werden können.

Im Land Brandenburg fanden im Jahr 2006 aus unterschiedlichen Gründen Bürgermeisterwahlen statt. An 4 Bürgermeisterwahlen beteiligte sich die Linkspartei mit eigenen Kandidaten und an der OB-Wahl in Cottbus im Rahmen einer Wahlverbindung. Die Wahlen in Jüterbog, Leegebruch, Eberswalde und Senftenberg wurden durch den Landesvorstand unmittelbar durch den Einsatz finanzieller, logistischer und personeller Mittel unterstützt, in Cottbus wurde die Unterstützung unter den Beteiligten der Wahlverbindung abgestimmt. Im Rahmen dieser Unterstützung wurde, mit Hilfe der Agentur Trialon, ein Plakatentwurf und der Layout-Entwurf für Handzettel und Flyer gestaltet und den Kreisen zur Verfügung gestellt.

Trotzdem haben wir als Partei bei den Bürgermeisterwahlen unser Ziel nicht erreicht, ja teilweise sogar schlechtere Wahlergebnisse erreicht als zuvor. Die Ursachen dafür sind vielfältig. Der Landesvorstand hat in einer Auswertung unter anderem folgende benannt:

· die Wichtung der Bürgermeisterwahlen in der Mitgliedschaft und der Wählerschaft unserer Partei ist nicht genügend ausgeprägt

· wir überschätzen den Popularitäts- und Bekanntheitsgrad unserer KandidatInnen 

· die Wahlbeteiligung ist niedriger als bei anderen Wahlen, mittlerweile ist dieser Trend auch bei unseren Wählerinnen zu beobachten

· der eigene Mobilisierungsgrad ist zu gering

· bei Personenwahlen entscheidet vielfach das Image, der vermutliche Gebrauchswert der Kandidaten

· unseren KandidatInnen werden geringe Veränderungschancen auf Grund mangelnder Nähe zur Regierung zugesprochen

· mit der Fokussierung auf Sozialpolitik gewinnt man keine Bürgermeisterwahlen

· soziale Gerechtigkeit, Demokratie und gläserne Rathäuser sind keine wahlentscheidenden kommunalen Themen

· die Linkspartei.PDS befindet sich im Veränderungsprozess von der Mitgliederpartei zur WählerInnenpartei, wir agieren aber nicht entsprechend

· Bürgerinnen und Bürger bevorzugen BürgermeisterInnen die auch in den Vertretungen eine Mehrheit haben 
Aus diesen Ergebnissen gilt es Konsequenzen für kommende Wahlen zu ziehen.
Kommission Parteireform
Die Kommission Parteireform hat im Jahr 2005 einen neuen Anstoß in der Parteireform gewagt. Ziel war es, die Diskussion über die Parteireform von einer reinen Diskussion über Strukturen hin zu einer inhaltlichen Diskussion zu führen. 

Zunächst erhielt Gen. Lothar Fröhlich die Aufgabe, eine Situationsanalyse zum Stand der Parteireform im Landesverband, speziell in den Kreisverbänden, zu erstellen. Die Arbeit daran verzögerte sich durch den Wahlkampf, steht aber zurzeit unmittelbar vor dem Abschluss.
Parallel dazu entwickelte die Kommission Parteireform Funktionsbilder für die Arbeit in Kreisvorständen und stellte diese zur Diskussion. Im Rahmen der Debatte dazu entwickelte sich weiterer Diskussionsbedarf zu den Fragen:

· Ehrenamt - Was ist es uns wert? Wie motivieren wir unsere Mitstreiter?

· Nachfolger statt Nachsitzen - Wie findet man neue Leute, die bereit sind Verantwortung zu übernehmen?

· Aufgabentrennung – Wie lernt man „nein“ zu sagen, wenn noch mehr Aufgabe auf einer Schulter abgeladen werden sollen?

· Parteileben im ländlichen Raum – Welchen speziellen Anforderungen haben wir uns hier zu stellen?

Auf einem Forum zur Parteireform im Juni 2006 wurden diese Fragen in Workshops mit Vertretern der Kreise diskutiert. Diese Debatte gilt es fortzuführen und Schlussfolgerungen zu ziehen. Darin sollen auch die Ergebnisse der Situationsanalyse einfließen. 
Im Rahmen des Parteineubildungsprozesses gilt es die Chance zu nutzen, auch in Sachen Parteireform einen Neuanfang zu wagen. Hilfreich wird dabei ein von Gen. Kazcmierzak erarbeitetes „Handbuch für den Kreisgeschäftsführer“ sein, welches sich derzeit in der Endredaktion befindet und 2007 veröffentlicht wird. Impulse im Rahmen der Parteireform und der Umsetzung des Landesparteitags-Beschlusses zur Parteireform aus dem Jahr 2003 können auch vom Weiterbildungskonzept des LV für das Jahr 2007 erwartet werden.

Zudem wurde durch die Kommission Parteireform, ein Kriterienkatalog für Verbesserungen in den Kreisgeschäftsstellen erarbeitet. Hintergrund ist der neu geschaffene Landesstrukturfond, an den alle Kreisverbände für Umzüge bzw. neue Büroausstattungen Anträge stellen können.
Kommission politische Bildung

Die Kommission Politische Bildung wurde unmittelbar nach der 1. Tagung des 9. Landesparteitages unter der Leitung des stellv. Landesvorsitzender Harald Petzold gebildet. 

Die Kommission erarbeitete zur politischen Führung der Politischen Bildung im Landesverband 2005 und 2006 „Leitlinien für die Politische Bildung im Landesverband“ bzw. deren Fortschreibung. Diese Leitlinien wurden in der April-Sitzung des Landesvorstandes 2005 und deren Fortschreibung in der Januar-Sitzung 2006 des Landesvorstandes beschlossen. Sie konzentrierten sich auf die Unterstützung der zentralen politischen Projekte des Landesverbandes durch Maßnahmen der Politischen Bildung (z.B. Parteireform, die vorgezogene Bundestagswahl, die Diskussion um die programmatischen Eckpunkte einer neuen LINKEN. in Deutschland, die Kampagne um ein Leitbild für Brandenburg).

Hauptziele  der Politischen Bildung im PDS-Landesverband Brandenburg waren: 

· die verstärkte Qualifizierung der politischen und fachlichen Arbeit im Landesverband – der haupt- wie der ehrenamtlichen – durch dafür geeignete Maßnahmen;

· Aufnahme bzw. Initiierung politischer Diskussionen und Debatten (u. a. auf der Grundlage konzeptioneller Vorschläge und Projekte zu politischen Reformalternativen);

· Kommunikation von Reformalternativen der PDS, der Linkspartei.PDS und der Bundestagsfraktion DIE LINKE. in die Partei und in die Gesellschaft. 

Dazu kam für 2006 die Qualifizierung und Kommunikation der Diskussion um die Neugründung einer gesamtdeutschen LINKEN. Partei.

Durch die Kommission Politische Bildung wurden in Kooperation mit der Landesgeschäftsstelle auf der Grundlage der Leitlinien und der Hauptziele 2 zentrale Aktionstage der Politischen Bildung geplant, organisiert und durchgeführt (18.6.2005, 8.4.2006). Mit diesen Aktionstagen sollten sowohl ein Auftakt als auch ein Impuls für weitere regionale Veranstaltungen der Politischen Bildung gegeben werden. Beide Aktionstage verbanden die Politische Bildung mit Maßnahmen der Parteireform (z.B. Mitgliedergewinnung, Qualifizierung der politischen Arbeit). Zumindest die Auftaktfunktion erfüllten beide Aktionstage in überzeugender Art und Weise. Für Kreisverbände, in denen konsequent und kontinuierlich auf dem Gebiet und mit den Mitteln der Politischen Bildung gearbeitet wird, erfüllten beide Aktionstage auch die Impulsfunktion. Leider gelang es nicht, das Potential, das beiden Auftakt- und Impuls-Aktionstagen inne war, in vollem Umfang auszuschöpfen. Vor allem durch die vorgezogenen Bundestagswahlen 2005, aber auch durch Bürgermeisterwahlen im Land Brandenburg im Sommer und Herbst 2006, wurde eine stärkere Verankerung kontinuierlicher Politischer Bildung in planvoller Veranstaltungsform verhindert, zumindest aber unterbrochen. So konnten z. B. die geplanten regionalen Aktionstage für Politische Bildung für die Nord- und Südkreisverbände (geplant in Cottbus im Sommer 2005 und 2006 und in Oranienburg im Herbst 2006) nicht durchgeführt werden, weil die Kraft der Kreisverbände, die mit der Kommission bei der Konzipierung und Organisation der Aktionstage kooperierten, durch die Wahlen gebunden waren bzw. die TeilnehmerInnen-Anmeldung durch die politischen Großprojekte nicht im notwendigen Mindestumfang erfolgte.

Durch die Kommission wurden begleitende Materialien zur Unterstützung von Maßnahmen der Politischen Bildung in den Kreisverbänden erarbeitet. Dies waren:

· ein Angebotskatalog mit Maßnahmen der Politischen Bildung;

· ein ReferentInnenpool zur Unterstützung der Politischen Bildung vor Ort;

· eine Übersicht über verschiedene Bildungsangebote zu theoretisch-philosophischen Fragestellungen, zu Reformalternativen der Linkspartei.PDS, zu geschichtlichen Sachverhalten und zu fachlichen und technischen Fragen der politischen Arbeit vor Ort.

Mit dem Kommunalpolitischen Forum e.V. Land Brandenburg und mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung konnten Kooperationsvereinbarungen abgeschlossen werden.

Nicht gelungen ist eine stärkere Qualifizierung von MultiplikatorInnen bzw. TeamerInnen der Kreisverbände zur Unterstützung der Politischen Bildung vor Ort. Die Gründe sind oben u. a. mit der vorgezogenen Bundestagswahl 2005 sowie den Wahlkämpfen zu den Bürgermeisterwahlen im Land Brandenburg 2006 bereits genannt bzw. angedeutet worden. Für das Jahr 2007 wurde jedoch ein Weiterbildungskonzept erarbeitet, das ehrenamtlichen Akteuren in den Kreisverbänden Grundkenntnisse eines Politikmanagement-Lehrgangs vermitteln soll. Die aus den Kreisverbänden zu gewinnenden Teilnehmer sollen Form und Inhalte des Lehrgangs mitbestimmen können. 
Ebenfalls offen ist das Vorhaben geblieben, in allen Kreisverbänden Aktionspläne der Politischen Bildung zu erarbeiten, zu beschließen und umzusetzen. 

Die Konzentration auf diese `weißen Flecken´ soll den Schwerpunkt der Arbeit der Kommission Politische Bildung in der neuen Legislaturperiode des neuen Landesvorstandes bilden.

3. Bilanz der innerparteilich-organisatorischen Arbeit


Arbeit der Landesvorstandsmitglieder

Die Zusammenarbeit der Landesvorstandsmitglieder war von Vertrauen und Zusammenhalt geprägt. Dies ermöglichte in den monatlich stattgefundenen Beratungen eine konstruktive Arbeitsatmosphäre und gute Arbeitsergebnisse.

Jedes Landesvorstandsmitglied übernahm neben einem inhaltlichen Bereich auch die Verantwortung als Ansprechpartner für mehrere Kreisverbände zur Verfügung zu stehen um für einen guten Informationsfluss zu sorgen. Die Wahrnahme dieser Aufgaben war bei den einigen Mitgliedern unterschiedlich ausgeprägt. Es ist zweifellos möglich, hier Verbesserungen zu erreichen. Diese Zuordnung hat sich dennoch bewährt. 

Die Landesvorstandsmitglieder brachten sich auf allen Ebenen in die politische Auseinandersetzung ein. Neben der Teilnahme an landesweiten Diskussionsveranstaltungen, Ostermärschen und Demonstrationen fand zum Beispiel eine Vor-Ort-Sitzung in Cottbus zu den Lakomaer Teichen statt, welche durch die Kohleförderung massiv bedroht sind. Neben Gesprächen mit verschiedenen Umweltverbänden fand eine fachliche Diskussion mit Vertretern von Vattenfall statt, an dem sich mehrere MdBs und MdLs beteiligten.

Zwei Klausurberatungen auch mit LV-Mitgliedern aus Sachsen-Anhalt und Berlin beförderten den innerparteilichen Meinungsaustausch und schärften die politisch-strategische Zielstellung des Landesverbandes.

Ein Schwerpunkt der Arbeit war natürlich der Prozess der Parteineubildung. Mehrere intensive Beratungen mit dem Landesvorstand bzw. den Kreisvorsitzenden der WASG Brandenburg trugen zur weiteren Vertrauensbildung und zur Klärung inhaltlicher Differenzen in Brandenburg bei. Eine Vielzahl von Landesvorstandsmitgliedern beförderte diese Diskussionen auch in den jeweiligen Kreisverbänden.

Ein ständige Hauptaufgabe bleibt die Gedanken, Diskussionen und Beschlüsse in die Kreisverbände zu tragen, dieser wird sich auch der neue Landesvorstand stellen müssen.
Arbeit der Landesgeschäftsstelle
Die Landesgeschäftsstelle hat in den vergangen zwei Jahren eine solide Arbeit zur Sicherung der Parteiarbeit auf allen Ebenen geleistet. Neben der organisatorischen Begleitung der Vorstandsarbeit, waren die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Organisation von Parteitagen, Veranstaltungen, Wahlkämpfen im Einsatz. In der Landesgeschäftsstelle wurde die Öffentlichkeitsarbeit ebenso koordiniert, wie das Mitgliederprojekt und die Finanzarbeit. 
Anliegen der Geschäftsstelle war es, die ehrenamtliche Arbeit der Vorstandsmitglieder, der Kreisvorstände und der Arbeits- und Interessengemeinschaften innerhalb der Partei zu unterstützen.

Zusammenarbeit mit den Kreisverbänden

Die Zusammenarbeit mit den Kreisverbänden war zum einem durch das persönliche Engagement der Landesvorstandsmitglieder vor Ort getragen, aber auch durch regelmäßige Konsultationen mit den Kreisvorsitzenden. Der anfängliche Versuch, den Rat der Kreisvorsitzenden erneut ins Leben zu rufen, scheiterte mangels Interesse der Kreisvorsitzenden. Dennoch hat der Landesvorstand den Rat aus den Kreisen immer wieder gesucht. So gab es mehrfach Beratungen zu bestimmten Themen, gemeinsame Klausuren, Regionalberatungen und immer die Möglichkeit für alle Kreisvorsitzenden, sich in die Arbeit des LV einzubringen.

Eine transparente und effektive Kommunikation wurde über den E-Mail-Weg hergestellt. So wurden Ergebnisse von Vorstandsitzungen in der Regel binnen 48 Stunden per Sofortinformation an die Kreisverbände gegeben. In politisch heiklen Situationen führte der Landesvorsitzende Telefonkonferenzen mit den Kreisvorsitzenden durch. 

Die Landesgeschäftsführerin gewährleistete ebenso wie der Landesschatzmeister durch regelmäßige Beratungen mit den jeweiligen Partnern in den Kreisen eine kontinuierliche Zusammenarbeit. Der Landesvorsitzende brachte sich darüber hinaus in Konfliktfällen in einzelnen Kreisverbänden persönlich mit Rat und Tat ein. Dies führte teilweise zu einer starken Belastung des Landesvorsitzenden. Hier sollte in Zukunft an einem „Frühwarn-System“ für Konfliktfälle gearbeitet werden, um diese Arbeit auf mehr Schultern zu verteilen. 
Zusammenarbeit mit der Landtagsfraktion

Die Zusammenarbeit mit der Landtagsfraktion hat sich in den vergangenen zwei Jahren weiter verbessert. Das liegt zum einen an der ständigen Teilnahme des Landesvorsitzenden an den Beratungen des Fraktionsvorstandes und den Fraktionssitzungen. Somit ist ein permanenter Informationsfluss vom Landesvorstand in Richtung Landtagsfraktion gesichert. Zum anderen gibt es einen gesicherten Informationsfluss aus der Landtagsfraktion in den Landesvorstand. So gibt es einen ständigen Tagesordnungspunkt „Bericht aus der Landtagsfraktion“, in dem die Landtagssitzungen ausgewertet werden, über Aktivitäten und Vorhaben der Fraktion informiert und die aktuell politische Situation im Landtag diskutiert wird. Bei Bedarf werden Drucksachen aus dem Landtag an die Mitglieder des Landesvorstandes verteilt bzw. Anregungen aus dem Landesvorstand an die Fraktion weitergeleitet. 

Natürlich bleibt aber auch einzuschätzen, dass die Zusammenarbeit weiter zu verbessern ist. So beispielsweise bei gemeinsamen Veranstaltungen oder anderen Aktivitäten. So wäre zu prüfen, ob bei größeren, landesweiten Aktivitäten kleine gemeinsame Arbeitsgruppen gebildet werden, die beispielsweise Unterschriftensammlungen oder andere Aktivitäten organisieren und führen. Positiv ist festzuhalten, dass sich die Mitarbeit von Landtagsabgeordneten im Landesvorstand bewährt hat.

Zusammenarbeit mit der Bundestagsfraktion 

Die Zusammenarbeit zwischen Landesvorstand bzw. -verband und der Landesgruppe Brandenburg in der Bundestagsfraktion war – nach Bewältigung der Einarbeitungszeit der neuen MdBs - kontinuierlich und intensiv. Dabei hat es sich als Vorteil erwiesen, dass Diana Golze und Kirsten Tackmann als MdBs sowie Harald Petzold als Mitarbeiter stellvertretende Landesvorsitzende sind und regelmäßig an den Sitzungen des Landesvorstands bzw. des erweiterten geschäftsführenden Landesvorstands teilnahmen. Auch das in allen Sitzungswochen des Bundestags stattfindende Treffen mit dem Landesvorsitzenden gewährleistete einen sehr zeitnahen und intensiven Informationsaustausch. Die Landesgruppe gibt zudem regelmäßig einen Newsletter heraus, in dem über ihre parlamentarische Tätigkeit berichtet und der über die Landesgeschäftsstelle bzw. die persönlichen Verteiler der MdBs verteilt wird. Harald Petzold gilt an dieser Stelle ein besonderer Dank für die Gestaltung dieses Newsletters. Die Bundestagsabgeordneten berichteten regelmäßig in der Landeszeitung und bei verschiedensten Veranstaltungen im gesamten Landesverband oder vor Besuchergruppen im Bundestag über ihre Arbeit. Sie beteiligen an der Arbeit in AGn und an der inhaltlichen Gestaltung von Landesparteitagen. In ihren Heimatwahlkreisen leisten die MdBs ebenso eine intensive politische Arbeit. Darüber hinaus übernahmen sie auch die „Patenschaft“ über Landkreise, die nicht in einem „MdB-Wahlkreis“ liegen. Wichtige parlamentarische Aktivitäten und politisch bedeutsame Abstimmungsergebnisse bei Schwerpunktthemen der Bundestagsfraktion wurden zeitnah über die Landesgeschäftsstelle dem Landesverband zur Kenntnis gegeben. Sicher lassen sich einige der Kommunikationswege weiter verbessern, aber grundsätzlich hat sich die Zusammenarbeit zwischen Landes- und Bundesebene als sehr gute Unterstützung der Arbeit erwiesen, die unbedingt weiterentwickelt werden sollte.

Zusammenarbeit mit den AGn und IGn

Die Zusammenarbeit mit den Arbeits- und Interessengemeinschaften konnte verbessert werden. Vor allem in Jahr 2006 wurde die Zusammenarbeit intensiviert. Im Sommer 2006 unternahm der LV zunächst den Versuch einer Bestandsaufnahme der existierenden Arbeit. Diese wurde mit den AGn und IGn ausgewertet. Im Ergebnis wurden folgende Punkte als gemeinsame Thesen verabredet:
· Die landesweiten Zusammenschlüsse können ein hilfreiches Instrumentarium bei der Entwicklung landespolitischer Angebote der Linkspartei sein. Ihre Einbeziehung bei der Erarbeitung politischer Vorstellungen der Partei ist ausdrücklich gewünscht. Besonders gute Erfahrungen gibt es in dieser Hinsicht bereits mit der AG Schule und der AG Umwelt.  Für die AG Seniorinnen, die AG Antifaschismus, die AG Betrieb & Gewerkschaft, die AG Internationale Arbeit und das in Neugründung befindliche Lausitzforum streben wir eine solche Einbeziehung an.

· Fast alle landesweiten Zusammenschlüsse leiden unter akuten Nachfolgesorgen. Der Landesvorstand wird, da wo es gewollt ist, das Werben um neue Mitstreiter unterstützen und im Rahmen des Mitgliederprojektes Maßnahmen in dieser Hinsicht ergreifen. Auch die Kreisvorstände werden gebeten, neue und „alte“ Mitglieder gezielt auf eine Mitarbeit anzusprechen. Darin sehen wir auch eine Chance ein aktive, themenspezifische Mitarbeit der Mitglieder zu gewährleisten.

· Wir wollen die landespolitische Wirksamkeit der Zusammenschlüsse halten bzw. ausbauen. Das inhaltliche Know how ist für uns ein wichtiges Potential. Wo möglich soll es daher eine direkte personelle Anbindung der AGn und IGn an den LV bzw. die LTF geben.

· Der inhaltliche Input aus den AGn ist in der nächsten Zeit vor allem innerhalb der Leitbilddebatte gefragt. Es ist zu prüfen, inwieweit einzelne Zusammenschlüsse eigene Beiträge innerhalb der Debatte leisten können. Vor allem in der parteiöffentlichen Debatte im Herbst 2006 erhoffen wir uns wir hier eine rege Beteiligung.

· Im Parteineubildungsprozess kommt den AGn und IGn vor allem in Rahmen der programmatischen Diskussion im Vorfeld eine entscheidende Rolle zu. Hier gilt es, bereits erarbeitete Standpunkte der PDS auch in die zukünftige Programmatik der neuen Partei einzubringen.

· Der AG Geschichte und der AG Neues Denken kommen vor allem auf dem Gebiet der politischen Bildung eine wichtige Rolle zu. Beide AGn können einen Beitrag leisten, aktuelle und historische Debatten inhaltlich profiliert vorzubereiten und zu begeleiten.

Auf dieser Grundlage wurde die Zusammenarbeit fortgesetzt. Vor allem in der Leitbild-Debatte war und ist uns der Rat der AGn und IGn wichtig. 

Die Landesgeschäftsstelle hat die Arbeit der AGn und IG tatkräftig unterstützt, sei es die Veranstaltungen „Grüner Sommer“ der AG Umwelt, die Präsentation der AG SeniorInnen bei der Seniorenmesse und das Angebot für alle Gruppen ein Informationsblatt zur Mitgliederwerbung zu erstellen.
Zusammenarbeit mit den Jugendstrukturen in und bei der Partei

Die vergangen zwei Jahre waren geprägt von einer Vielzahl von Veränderungen und dem Versuch die verschiedenen Jugendstrukturen bzw. Gruppen zu vernetzen.

Nach einem längerem Prozess wurde auf Beschluss des Landesparteitages ein Jugendrat gegründet dem neben 2 Vertretern von [’solid] auch ebenso viele der PDS-Jugend und der „Strukturlosen“ angehören. Sämtliche Vertreter wurden auf einem Landesjugendtreffen im Sommer 2005 in Potsdam gewählt. Ergänzt wurde das Gremium durch ein beratendes Mitglied des LV und der Landtagsfraktion.

Ein auf 400 Euro-Basis beschäftigter Jugendkoordinator sollte vor allem organisatorische Aufgaben übernehmen und eine Bestandsanalyse der vorhanden Jugendgruppen und ihrer jeweiligen Anbindung an die Partei übernehmen. 

Leider kam es aufgrund zahlreicher Wechsel des Jugendkoordinators zu keiner kontinuierlichen Arbeit. 
Der Jugendrat beschäftigte sich neben einzelnen Projekten schwerpunktmäßig mit der Verwaltung des durch den LV zur Verfügung gestellten Jugendfonds. Die Zusammenarbeit war produktiv und von gegenseitigem Vertrauen geprägt.

Der Prozess der Parteineubildung macht natürlich auch vor den Jugendstrukturen nicht halt. So wird es für die neue Partei DIE LINKE. einen einheitlichen Jugendverband geben, dem alle Mitglieder unter 35 angehören werden und der auch offen für Nichtmitglieder und Rechtsnachfolger von [’solid] sein wird. Mehrere Jugendvertreter aus Brandenburg brachten sich in den Diskussionsprozess um den neuen Jugendverband intensiv ein.

Gedankt sei an dieser Stelle allen Mitgliedern des Jugendrates für ihre engagierte Arbeit!

Zusammenarbeit mit neuen Mitgliedern / Mitgliederprojekt
Der Landesvorstand hat der Zusammenarbeit mit neuen Mitgliedern eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Der Genosse Reinhard Frank, hauptamtlich in der Landesgeschäftsstelle Beschäftigter, widmete dem Mitgliederprojekt auf Landes- und Bundesebene viel Kraft und Energie. Dazu zählte neben der Betreuung neuer Mitglieder auch die Zusammenarbeit mit Verantwortlichen in den Kreisverbänden, die Durchführung von Einzelprojekten und Neumitgliedertreffen und die Erstellung von Materialien der Öffentlichkeitsarbeit 

Im Zuge des Parteineubildungsprozesses haben sich die Bemühungen zur Erhöhung der Attraktivität unserer Partei für neue Mitglieder besonders gelohnt. Erstmals konnte im Jahr 2005 der Mitgliederrückgang durch viele Neueintritte gestoppt werden. Im Jahr 2006 hat sich diese Tendenz wieder abgeschwächt. Es bleibt also weiter eine wichtige Aufgabe, unsere Partei für neue Mitstreiter zu öffnen. Dazu soll auch die Debatte über ein neues Leitbild für das Land Brandenburg beitragen.
4. Bilanz der Finanzarbeit der Landesvorstandes
Die Finanzarbeit im Landesverband war in der zurückliegenden Wahlperiode geprägt vom Bundestagswahlkampf 2005 und von dem Wechsel im Amt des Landesschatz-meisters, der innerhalb der Wahlperiode erfolgte. Dem neuen Landesschatzmeister wurden geordnete Finanzen übergeben, insbesondere war die Abrechnung des Wahlkampfes zum Bundestag im Wesentlichen abgeschlossen.

Mit dem Beschluß über das Verfahren zur Gewährleistung des innerparteilichen

Finanzausgleichs im Landesverband Brandenburg auf der 2. Tagung des 9. Landes-parteitags wurde eine verläßliche Grundlage geschaffen, auf der die Finanzarbeit künftig solide fortgeführt werden kann. Dieser Beschluß verschaffte dem neuen, am selben Tag gewählten Landesschatzmeister das Handwerkszeug sich binnen kurzer Zeit einzuarbeiten.

Insgesamt ist es in der Finanzarbeit gelungen, den notwendigen Beitrag zur politi-schen Handlungsfähigkeit zu leisten. Trotz des nach wie vor vorhandenen strukturell bedingten Rückgangs der Mitgliederzahl konnte die Arbeitsfähigkeit im Landesverband jederzeit sichergestellt werden.

Die Finanzierung des Bundestagswahlkampfs wurde durch die Bildung eines Wahl-kampffonds gesichert, in den der Landesvorstand und alle Kreisverbände aus ihrem Vermögen Einlagen erbrachten. Sie war überschattet von einer Auseinandersetzung mit dem Kreisverband Potsdam. Es herrschten unterschiedliche Ansichten über die Höhe der Einlageverpflichtung. Trotz dieses Streits war die Finanzierung der Wahl-kampfaktivitäten zu jedem Zeitpunkt gesichert.

Im Berichtszeitraum wurde für die Jahre 2004 und 2005 Rechenschaft über die Her-kunft und die Verwendung der finanziellen Mittel der Linkspartei.PDS Brandenburg und über das Vermögen des Landesverbands gelegt. Die Arbeit am Rechenschafts-bericht für das Jahr 2006 ist im Gange.

Der vom Parteivorstand bestellte Wirtschaftsprüfer prüfte fristgerecht den Landes-verband. Der Wirtschaftsprüfer testierte ohne Einschränkungen. Damit konnte der Landesverband seinen Verpflichtungen für eine fristgerechte Einreichung der Re-chenschaftsberichte der Linkspartei.PDS an den Präsidenten des Deutschen Bun-destags nachkommen.

Die Rechenschaftsberichte der Jahre 2004 und 2005 wurden veröffentlicht. Im Be-richtszeitraum entwickelte sich das Beitrags- und Spendenaufkommen des Landes-verbands wie folgt:

•
2004
Beiträge
1.759.979,35 €
Spenden
421.634,78 €

•
2005
Beiträge
1.779.231,72 €
Spenden
421.950,86 €

•
2006
Beiträge
1.660.000,00 €
Spenden
310.000,00 €
(vorauss.)

Es ist festzustellen, daß es zunehmend schwieriger gelingt, den durchschnittlichen Monatsbeitrag weiter zu steigern. Die Unterschiede im Landesverband sind aller-dings signifikant. So gelingt es in den Kreisverbänden mit überdurchschnittlich ho-hem Durchschnitt teilweise, diesen noch weiter zu steigern, während in unterdurch-schnittlichen Kreisverbänden teilweise sogar eine Verringerung festzustellen ist. Die Anstrengungen wurden im Berichtszeitraum deshalb auf eine Verstetigung der Fi-nanzarbeit auf der Einnahmeseite gerichtet. Hieran ist künftig weiter zu arbeiten.

Die Ausgabestrukturen sind auf Landesvorstandsebene von weiteren Anstrengungen geprägt, die Zahl der beim Landesverband Beschäftigten weiter zu verringern, ohne Mitarbeitern zu kündigen. Durch Altersteilzeit sowie den Wechsel eines Mitarbeiters zu einer Bundestagsabgeordneten sind nunmehr noch 13 Mitarbeiter beschäftigt, davon zwei in der Blockarbeitsphase ihres Alterteilzeitarbeitsverhältnisses. 

Die Ausgabestrukturen in den Kreisverbänden werden von den Bemühungen um Einsparungen insbesondere im Geschäftsbetrieb geprägt, um angesichts zurückge-hender Beitragseinnahmen weiterhin politisch handlungsfähig zu sein.

Im Berichtszeitraum wurde im Landesverband insgesamt verantwortlich und sparsam mit den finanziellen Mitteln der Partei gearbeitet. Die Geldbestände haben sich wie folgt entwickelt.

2004
LV
252.583,87 €
Kreisverbände
759.461,31 €

gesamt
1.012.045,18 €

2005
LV
184.303,53 €
Kreisverbände
607.610,25 €

gesamt
791.913,78 €

Auf dieser Grundlage sind die Planungen für die nächsten Jahre unter Beachtung strukturell bedingter Einnahmerückgänge aufzustellen. Neben die Bemühungen, die laufenden Ausgaben für politische Arbeit und Geschäftsbetrieb abzusichern, treten die Anstrengungen, Investitionen in die Ausstattung unserer Geschäftsstellen auszuführen sowie die finanzielle Schlagfähigkeit in Wahlkämpfen zu sichern.

Im Berichtszeitraum waren für die Wahlen zum Bundestag 2005, die überraschend durch die vorzeitige Auflösung des Bundestags anberaumt wurden, 350.00,00 € aus dem Vermögen des Landesverbands aufzubringen. Die Abrechnung des Wahl-kampfs ergibt, daß ca. 330.000,00 € ausgegeben worden sind.

Die Rücklagen für Wahlkämpfe im Landesverband sind sowohl im Landesvorstand als auch in den meisten Kreisverbänden dadurch erschöpft worden und müssen nun wieder planmäßig aufgebaut werden.

Insgesamt findet die Finanzarbeit auf soliden Grundlagen statt, muß sich aber den Herausforderungen einer sich verkleinernden Partei mit geringer werdendem finanzi-ellen Handlungsspielraum stellen.

Allen, die sich an der erfolgreichen Finanzarbeit beteiligen, sei an dieser Stelle ge-dankt. Besonders hervorzuheben sind die Mitglieder der Landtagsfraktion, die regel-mäßige Mandatsträgerspenden in erheblicher Höhe leisten. 

Auch den KreisschatzmeisterInnen und Finanzverantwortlichen ist herzlich für die nicht immer einfache, meist aber sehr zeitaufwändige Arbeit in der vergangenen Wahlperiode zu danken.
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